
BUNDESGERICHTSHOF

III ZB 18/81 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

der Heidi M
Istraße

Beklagte und Beschwerdeführerin,

- Prozeßbevollmächtigter Rechtsanwalt 
II. Instanz: Alter S(

g e g e n

die Kundenkreditbank-Deutsehe Haushaltsbank KGaA,
Sitz I B B 1 H B ,  vertreten durch die persönlich 
haftenden Gesellschafter Dr. Günter ScBBIB und 
Willy W B H B >  bearbeitende Stelle: KKB Rechtsabteilung 
Süd, Postfach BB, M a B B  (23/141 000/0305116-6),

Klägerin und Beschwerdegegnerin,

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Rechtsanwälte Dr. Hans CI 
und Partner, D o B B s t r a ß e
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und die Richter 
Dr. Krohn, Kroner, Boujong und Dr. Scholz-Hoppe am 
1. Oktober 1981

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Beklagten 
gegen den Beschluß des 6. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
2. Juli 1981 - 6 ü 209/80 - wird zu­
rückgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten des Be­
schwerdeverfahrens zu tragen.

G r ü n d e

Die Klägerin hat von der Beklagten die Zahlung von 
23.186,70 DM nebst 1,8 % Zinsen pro Monat ab 5. Oktober 
1978 verlangt. Das Landgericht hat diesem Antrag durch 
Urteil vom 10. Oktober 1980 entsprochen. Gegen das ihr 
am 18. November 1980 zugestellte Urteil hat die Beklag­
te mit Schriftsatz vom 10. Dezember 1980 - eingegangen 
beim Oberlandesgericht am 11. Dezember 1980 - Berufung 
eingelegt und ihr Rechtsmittel mit Schriftsatz vom 13. Ja­
nuar 1981 - eingegangen beim Oberlandesgericht am 15. Ja­
nuar 1981 - begründet. Mit Schriftsatz vom 14. Januar 1981 
beantragte die Beklagte die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Berufungsbegründungsfrist 
und trug zur Begründung vor, sie habe erst an diesem Tage
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durch eine Rückfrage bei der Geschäftsstelle des Oberlan­
desgerichts erfahren, daß die Berufungsschrift nicht am 
18. Dezember 1980, wie ihr Prozeßbevollmächtigter dem auf 
der von der Geschäftsstelle zurückgereichten Ausfertigung 
des landgerichtlichen Urteils angebrachten EingangsStempel 
entnommen habe, sondern bereits am 11. Dezember 1980 beim 
Gericht eingegangen sei. Dieser Irrtum sei durch die Ge­
schäftsstelle des Gerichts verursacht worden, da diese die 
der Berufungsschrift beigefügte Urteilsausfertigung zu­
nächst irrtümlich einem anderen Anwalt zugesandt und - ent­
gegen der allgemeinen Übung - das Eingangsdatum der Beru­
fungsschrift nicht mitgeteilt habe.

Das Oberlandesgericht hat durch Beschluß vom 2. Juli 
1981 den Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zurückgewiesen und die Berufung gegen das landgerichtliche 
Urteil als unzulässig verworfen.

Die dagegen von der Beklagten gemäß §§ 519 b Abs. 2, 
547, 567 Abs. 3 ZPO frist- und formgerecht eingelegte so­
fortige Beschwerde ist nicht begründet. Das Berufungsge­
richt hat die Berufung zu Recht als unzulässig verworfen; 
denn das Rechtsmittel ist verspätet begründet worden 
(§ 519 b ZPO). Die erbetene Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand kann nicht erteilt werden.

Nach § 519 Abs. 2 Satz 2 ZPO beträgt die Frist für 
die Begründung der Berufung einen Monat; sie beginnt mit 
der Einlegung der Berufung und kann auf Antrag verlängert 
werden. Danach begann hier die Begründungsfrist am 11. De­
zember 1980 und endete, da der 11. Januar 1981 ein Sonntag 
war (§ 222 Abs. 2 ZPO), am Montag, den 12. Januar 1981.
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Die am 15. Januar 1981 beim Berufungsgericht eingegangene 
Begründungsschrift war mithin verspätet angebracht worden.

Nach § 233 ZPO ist einer Partei die Wiedereinsetzung 
zu gewähren, wenn sie ohne ihr Verschulden verhindert war, 
die Frist einzuhalten. Dabei steht ein Verschulden des Be­
vollmächtigten dem Verschulden der Partei gleich (§85 
Abs. 2 ZPO).

Zutreffend hat das Berufungsgericht angenommen, daß 
es der Bevollmächtigte der Beklagten an der erforderli­
chen Sorgfalt hat fehlen lassen. An dieser Beurteilung 
vermag auch das ergänzende Beschwerdevorbringen (vgl. dazu 
BGH VersR 1980, 851), nichts zu ändern.

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
darf der Rechtsanwalt gewisse minder bedeutsame Aufgaben, 
wie z.B. das Führen des Fristenkalenders, einem gut aus­
gebildeten, als zuverlässig erprobten und sorgfältig über­
wachten Angestellten übertragen (u.a. BGHZ 43, 148, 152/4; 
VersR 1970, 324; VersR 1973, 557). Ist die Versäumung der 
Frist dann allein auf das Verschulden eines Anwaltsgehil­
fen zurückzuführen, so ist das für die Partei als unver­
schuldet im Sinne des § 233 ZPO anzusehen (vgl. BGH NJW 
1975, 1706).

Von der Fristberechnung und Fristenkontrolle ist Je­
doch die Prüfung des Fristablaufs im Zusammenhang mit der 
Bearbeitung der Sache zu unterscheiden. Nur von der rou­
tinemäßigen Fristenüberwachung kann sich der Rechtsanwalt 
entlasten. Er bleibt dagegen verpflichtet, den Fristablauf 
eigenverantwortlich nachzuprüfen, wenn ihm die Sache zur 
Vorbereitung der fristgebundenen Prozeßhandlung vorgelegt
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wird. Denn dann ist die Nachprüfung der Frist keine rou­
tinemäßige Büroarbeit mehr, von der sich der Rechtsanwalt 
im Interesse seiner eigentlichen Aufgaben freimachen darf, 
sondern die gebotene Feststellung einer gesetzlichen Vor­
aussetzung, von der die Zulässigkeit der beabsichtigten 
Prozeßhandlung abhängt (BGH VersR 1974, 385; Senatsbe­
schluß vom 13. November 1975 - III ZB 18/75). Ist die Sa­
che dem Rechtsanwalt zur Vorbereitung der fristgebundenen 
Prozeßhandlung vorgelegt worden, so kann er sich von sei­
ner eigenen Verantwortung für die Einhaltung der Frist 
nicht dadurch befreien, daß er sein Personal anweist, ihn 
jeweils gesondert und ausdrücklich auf den Ablauf einer 
Frist hinzuweisen (vgl. BGH LM Nr. 33 zu § 233 (Fc) ZPO; 
Senatsbeschluß vom 13. November 1975 - III ZB 17/75). Dar­
an hat der Senat auch nach der Neufassung des § 233 ZPO 
festgehalten (zuletzt Beschluß vom 28. April 1980 - III ZR 
35/80).

Hier sind - nach dem ergänzenden BeschwerdeVorbrin­
gen - Rechtsanwalt B H B  die Handakten vor Ablauf der Be­
rufungsbegründungsfrist zur Vorbereitung der fristgebunde­
nen Berufungsbegründung vorgelegt worden. Er war also ge­
halten, eigenverantwortlich nachzuprüfen, wann die Beru­
fungsbegründungsfrist ablief. Bei dieser Prüfung hätte er 
bemerken müssen, daß der Abgang der Berufungsschrift nicht 
ordnungsgemäß in den Handakten vermerkt und ihr Eingang 
vom Berufungsgericht nicht unter Angabe des Datums be­
stätigt worden waren; mithin aus den Handakten nicht zuver­
lässig der Beginn der Begründungsfrist festgestellt wer­
den konnte. Der auf der Ausfertigung des landgerichtlichen 
Urteils in roter Farbe angebrachte Stempel "Eingegangen 
18. Dez. 1980”, dessen Herkunft nicht gesichert war, recht-
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fertigte keinesfalls die Schlußfolgerung, es handele sich 
um einen Stempel des Oberlandesgerichts und das Datum 
stimme mit dem Datum des Eingangs der Berufungsschrift 
beim Gericht überein. Worauf diese Mängel beruhen (Feh­
ler der Geschäftsstelle, der Anwaltsgehilfin oder unzu­
längliche Büroorganisation), bedarf keiner Erörterung 
(vgl. BGH VersR 1980, 871); denn das eigene Verschulden 
des Rechtsanwalts Blume an der Fristversäumung bleibt in 
Jedem Falle bestehen. Er hätte - da nicht ersichtlich ist, 
daß im Büro ein besonderes Postausgangsbuch geführt wird - 
beim Gericht wegen des Zeitpunktes der Einlegung der Be­
rufung Nachfrage halten müssen. Dieses Verlangen bedeutet 
nicht eine Überspannung der von einem Rechtsanwalt zu ver­
langenden Sorgfaltspflichten. Es wird bei gehöriger Büro­
organisation und geschultem und überwachtem Personal auf 
Ausnahmefälle beschränkt bleiben.

Nun war Rechtsanwalt Blume allerdings nicht der Pro­
zeßbevollmächtigte der Beklagten. Das war Rechtsanwalt 
Krautt. Gleichwohl muß die Beklagte sich das Verschulden 
des Rechtsanwalts Blume als Verschulden ihres Prozeßbe­
vollmächtigten zurechnen lassen.

Wie allgemein in ständiger Rechtsprechung anerkannt 
ist, wird als Vertreter oder Bevollmächtigter einer Par­
tei auch ein Rechtsanwalt angesehen, der als Angestellter 
des Prozeßbevollmächtigten von diesem mit der selbständi­
gen Bearbeitung eines Rechtsstreits betraut worden ist 
(BGH VersR 1976, 884; 1978, 665); dabei kommt es nicht 
entscheidend darauf an, ob der tätig gewordene Anwalt bei 
dem Gericht zugelassen war, bei dem die versäumte Prozeß­
handlung vorgenommen werden mußte (BGH VersR 1975,1150).
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Nur wenn ein Anwalt als bloßer Hilfsarbeiter der Praxis 
tätig geworden ist, wird ein Verschulden dem Prozeßbe­
vollmächtigten und damit der Partei nicht zugerechnet 
(BGH VersR 1979, 232; 1978, 665; 1974, 365 und 1000). 
Allgemein gültige Regeln, ob der eine oder der andere 
Fall gegeben ist, lassen sich nicht aufstellen. Es kommt 
auf die Umstände des Einzelfalles an (BGH VersR 1974,
1000; Beschl. v. 2. April 1981 - III ZB 1/81).

Rechtsanwalt Krautt, der Prozeßbevollmächtigte der Be­
klagten, hatte Rechtsanwalt BflHi beauftragt, die Berufungs­
begründungsschrift zu entwerfen und ihm sofort nach seiner 
Rückkehr vom Urlaub zur Unterschrift vorzulegen. Zu diesem 
Auftrag gehörte naturgemäß auch die Aufgabe, die Berufungs­
begründungsfrist zu überprüfen und rechtzeitig einen An­
trag auf Verlängerung der Frist durch einen am Oberlandesge­
richt zugelassenen Anwalt stellen zu lassen, falls Rechtsan­
walt KflHHI nicht zeitgerecht zurückkehrte.

Bei diesen Aufgaben handelte es sich nicht um unterge­
ordnete Tätigkeiten, die der Rechtsanwalt ohne weiteres 
durch sein geschultes Büropersonal erledigen lassen darf 
(BGH VersR 1979, 232). Vielmehr sind Rechtsanwalt B f l i  an­
waltliche (Kontroll-) Auf gaben zur selbständigen Erledigung 
in eigener Verantwortung übertragen worden (BGH VersR 1979, 
577; Beschl. v. 2. April 1981 - III ZB 1/81). Daß diese 
Aufgaben nur einen Teilbereich des Verfahrens umfaßten, ist 
hier ohne Bedeutung. Rechtsanwalt BflHI ist als Bevollmäch­
tigter der Beklagten anzusehen und sein Verschulden an der 
Versäumung der Berufungsbegründungsfrist muß sich die Be­
klagte nach § 85 Abs. 2 ZPO zurechnen lassen.



Bei dieser Betrachtungsweise kommt es auf die Frage, 
ob der Prozeßbevollmächtigte sich auf Rechtsanwalt B f H M  
verlassen durfte (s. BGH VersR 1976, 884), nicht an.

Sollte Rechtsanwalt KflHHb - was ungewöhnlich gewesen 
wäre - die Überprüfung der Berufungsbegründungsfrist in dem 
oben geschilderten Umfang nicht Rechtsanwalt BflHi (mit-) 
übertragen haben, dann wäre ihm selbst der Vorwurf zu ma­
chen, vor der Beauftragung des Rechtsanwalts BflHI die Be­
rufungsbegründungsfrist nicht ordnungsgemäß überprüft und 
für ihre Einhaltung gesorgt zu haben. Dazu hätte um so mehr 
Anlaß bestanden, als ihm die von Rechtsanwalt B 1 H I  zu fer­
tigende Begründungsschrift nach seinem Urlaub (dessen Ende 
für den 12. Januar 1981 vorgesehen war) zur Unterzeichnung 
vorgelegt werden sollte. Eine solche Weisung setzte vor­
aus, daß Rechtsanwalt KflIHi die Begründungsfrist geprüft 
hatte und er sicher sein durfte, die Frist werde am 12. Ja­
nuar 1981 noch nicht abgelaufen sein. Wäre aber Rechtsanwalt 
Krautt seiner Prüfungspflicht nachgekommen, dann hätte er fest­
gestellt, daß die Begründungsfrist am 12. Januar 1981 endete 
und er hätte zur Wahrung (oder Verlängerung) dieser Frist ge­
eignete Maßnahmen getroffen.



Im Ergebnis hat daher das Berufungsgericht mit Recht 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand versagt und die 
Berufung der Beklagten wegen Versäumung der Begründungs­
frist als unzulässig verworfen. Danach ist die sofortige Be­
schwerde der Beklagten mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO 
zurückzuweisen.

Nüßgens Krohn Kroner

Boujong Scholz-Hoppe
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